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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Johannes ZOCHLING als Einzelrichter (iber die Beschwerde
von XXXX, geb. XXXX, StA. Pakistan, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Nikolaus RAST, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 17.11.2016, ZI. XXXX, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemaR & 18 Abs. 5 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) wies mit gegenstandlich angefochtenen Bescheid den Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz vom 14.07.2011 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemaR & 3 AsylG (Spruchpunkt | des bekdampften Bescheides) sowie des Status des subsidiar
Schutzberechtigten (Spruchpunkt 11) gemal § 8 AsylG ab, erteilte dem Beschwerdeflhrer keinen Aufenthaltstitel aus
bertcksichtigungswiirdigenden  Grinden gemaR8& 57 AsylG, erlieR gegen den Beschwerdefihrer eine
Ruckkehrentscheidung gemafld 8 52 Abs. 2 Z 2 FPG und stellte fest, dass die Abschiebung nach Pakistan gemaR8§ 46 FPG
zuldssig sei (Spruchpunkt I1l). Des Weiteren wurde dem BeschwerdefUhrer gemafd § 55 Abs. 1a FPG keine Frist fur die
freiwillige Ausreise gewahrt (Spruchpunkt IV) und sprach das BFA mit Spruchpunkt V aus, dass einer Beschwerde gegen
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diese Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz gemaR 8 18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG die aufschiebende
Wirkung aberkannt werde, da das Vorbringen des Beschwerdefuhrers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich
nicht den Tatsachen entsprache.

Der Beschwerdefiihrer erhob gegen den Bescheid des BFA am 05.12.2016 fristgerecht Beschwerde und stellte einen
Antrag auf aufschiebende Wirkung.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Anzuwendendes Verfahrensrecht

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI | 2013/33
idF BGBI | 2013/122, geregelt (8 1 leg cit). GemalR8 17 VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, auf das Verfahren lber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI Nr
194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI Nr 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 -
DVG, BGBI Nr 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemal anzuwenden, die die Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Die allgemeinen Verfahrensbestimmungen, die fur alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehorden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten, werden durch das BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG) BGBI | 2012/87, zuletzt gedndert
durch BGBI | 25/2016, geregelt. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unbertihrt (8 1 leg cit).

GemdaR 8§ 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung in Senaten vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlagigen
Normen (AsylG, BFA-VG, VWGVG) nicht getroffen, es liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 leg. cit. Erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A)
8§ 18 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBI. | Nr. 2012/87, idgF lautet:
"Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde

§ 18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz kann
das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (8 19) stammt,

2. schwerwiegende Griinde die Annahme rechtfertigen, dass der Asylwerber eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit
oder Ordnung darstellt,

3. der Asylwerber das Bundesamt Uber seine wahre Identitdt, seine Staatsangehdrigkeit oder die Echtheit seiner
Dokumente trotz Belehrung Uber die Folgen zu tduschen versucht hat,

4. der Asylwerber Verfolgungsgriinde nicht vorgebracht hat,
5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht,

6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung, eine durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden
ist, oder

7. der Asylwerber sich weigert, trotz Verpflichtung seine Fingerabdriicke abnehmen zu lassen.

Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt, so ist Abs. 2 auf diese Falle nicht anwendbar. Hat das
Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkannt, gilt dies als Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde gegen eine mit der abweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
verbundenen Ruckkehrentscheidung.
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(2) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine Ruckkehrentscheidung ist vom Bundesamt

abzuerkennen, wenn

1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehorigen im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich
ist,

2. der Drittstaatsangehdrige einem Einreiseverbot zuwider in das Bundesgebiet zurlickgekehrt ist oder
3. Fluchtgefahr besteht.

(3) Bei EWR-Burgern, Schweizer Blrgern und begunstigten Drittstaatsangehdrigen kann die aufschiebende Wirkung
einer Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden, wenn deren sofortige Ausreise oder die sofortige
Durchsetzbarkeit im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich ist.

(4) Der Beschwerde gegen eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG darf die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt werden.

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom Bundesamt aberkannt
wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen
ist, dass eine Zuruckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge

willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.
(6) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 5 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.
(7) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG sind in den Fallen der Abs. 1 bis 6 nicht anwendbar."

Das BFA hat im gegenstandlichen Verfahren gemal38 18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG gegen die Rlckkehrentscheidung die
aufschiebende Wirkung aberkannt. Anlehnend an die hochstgerichtliche Rechtsprechung zum weitgehend
gleichlautenden 8 6 Z 3 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997, kann § 18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG dann herangezogen werden, wenn
Falle von "qualifizierter Unglaubwtirdigkeit" vorliegen und fuhrt eine "schlichte Unglaubwdirdigkeit" noch nicht zur
Subsumierbarkeit eines Sachverhaltes unter 8 18 Abs. 1 Z 5 leg. cit. Es miUssen Umstande vorliegen, die besonders
deutlich die Unrichtigkeit der erstatteten Angaben vor Augen fihren. Es muss unmittelbar einsichtig sein, dass die
abgegebene Schilderung tatsachlich wahrheitswidrig ist. Dieses Urteil muss sich quasi "aufdrangen” (vgl. in diesem
Sinne auch VwGH vom 21.8.2001, ZI. 2000/01/0214).

Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist nicht als Entscheidung in der Sache selbst zu
werten; vielmehr handelt es sich dabei um eine der Sachentscheidung vorgelagerte (einstweilige) Verfligung, die nicht
geeignet ist, den Ausgang des Verfahrens vorwegzunehmen. Es ist in diesem Sinne daher lediglich darauf abzustellen,
ob es - im Sinne einer Grobprifung - von vornherein ausgeschlossen erscheint, dass die Angaben des
Beschwerdefihrers als "vertretbare Behauptungen" zu qualifizieren sind, die in den Schutzbereich der hier relevanten
Bestimmungen der EMRK reichen (vgl. den hg Beschluss vom 22.9.2016, ZI W152 2135211-1/3Z).

Im vorliegenden Fall kann eine Entscheidung Uber die dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Beschwerde
innerhalb der relativ kurzen Frist des8 18 Abs. 5 BFA-VG nicht getroffen werden. Bei einer Grobprifung des
Beschwerdevorbringens kann derzeit nicht von vornherein ausgeschlossen werden, dass es sich hiebei um

"vertretbare Behauptungen" handelt.

Da eine Gefdahrdung des Beschwerdefihrers im Sinne des§ 18 Abs. 5 BFA-VG derzeit nicht mit der in diesem
Zusammenhang erforderlichen Sicherheit von vornherein auszuschlieRBen ist, war spruchgemal zu entscheiden.

Eine 6ffentliche mindliche Verhandlung konnte gemaf3 8 21 Abs. 7 BFA-VG entfallen.
Zu B)
Revision

GemdaR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist zu begriinden.

Die Revision ist gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, da die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage

abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.
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